
Anlage 2:

Zum Beschluss des BVerfG vom 23. März 2011:

Von 
verschiedenen Betroffenenverbänden:
"Denkschrift:
Endlich:
Das Bundesverfassungsgericht hat die gewaltfreie Psychiatrie verordnet!"
http://www.die-bpe.de/Denkschrift.pdf

Beschluss des BVerfG vom 23. März 2011:
http://www.bundesverfassungsgericht.de/entscheidungen/rs20110323_2bvr088209.htm

Zitat aus der Brgründung, in der das BverfG fast vollständig die Unmöglichkeit der 
Zwangsbehandlung feststellt:
„Abschnitt 61:
...
cc) Über die Erfordernisse der Geeignetheit und Erforderlichkeit hinaus ist Voraussetzung für die 
Rechtfertigungsfähigkeit einer Zwangsbehandlung, dass sie für den Betroffenen nicht mit 
Belastungen verbunden ist, die außer Verhältnis zu dem erwartbaren Nutzen stehen. Die 
Angemessenheit ist nur gewahrt, wenn, unter Berücksichtigung der jeweiligen 
Wahrscheinlichkeiten, der zu erwartende Nutzen der Behandlung den möglichen Schaden der 
Nichtbehandlung überwiegt. Im Hinblick auf die bestehenden Prognoseunsicherheiten und 
sonstigen methodischen Schwierigkeiten des hierfür erforderlichen Vergleichs trifft es die 
grundrechtlichen Anforderungen, wenn in medizinischen Fachkreisen ein deutlich feststellbares 
Überwiegen des Nutzens gefordert wird (vgl. SAMW, a.a.O., S. 7; Garlipp, BtPrax 2009, S. 55 <57 
f.>; s. auch Maio, in: Rössler/Hoff, a.a.O., S. 145 <161>). Daran wird es bei einer auf das 
Vollzugsziel gerichteten Zwangsbehandlung regelmäßig fehlen, wenn die Behandlung mit mehr als 
einem vernachlässigbaren Restrisiko irreversibler Gesundheitsschäden verbunden ist (vgl. Garlipp, 
BtPrax 2009, S. 55 <58>; für die Unvereinbarkeit irreversibler Eingriffe mit der UN-
Behindertenrechtskonvention Aichele/von Bernstorff, BTPrax 2010, S. 199 <203>; Böhm, BtPrax 
2009, S. 218 <220>).“

http://www.die-bpe.de/Denkschrift.pdf
http://www.bundesverfassungsgericht.de/entscheidungen/rs20110323_2bvr088209.htm

